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Entschädigung der Willensvollstreckerin, welche gleichzeitig Vormundin der Universalerbin ist
Sachverhalt

Frau K. war die Beirätin von Frau N., einer im September 07 verstorbenen Klientin. Sie war von dieser als Willensvollstreckerin eingesetzt worden. Sie ist ausserdem die Vormundin der geistig schwer behinderten Alleinerbin (Tochter von Frau N.).

Frau K. hat nun korrekterweise die Rechnung per Todestag abgeschlossen und reicht uns den entsprechenden Schlussbericht zur Genehmigung ein. Ausserdem reicht sie die Rechnung ab Todestag bis 31. März ein (Zeitpunkt, als alle offenen Rechnungen beglichen waren und das Erbe auf die Erbin überschrieben werden konnte).

Muss die Vormundschaftsbehörde die Rechnung der Willensvollstreckerin auch genehmigen und wenn ja, aufgrund von welchem Gesetz? Oder können wir einfach bei der Genehmigung des Schlussberichts erwähnen, dass das Erbe am 31. März an die bevormundete Erbin überging?
Frau K. hat eine Entschädigung für ihre Dienste als Willensvollstreckerin zu gut (es ist genügend Vermögen vorhanden). Muss der Gemeinderat diese Entschädigung festlegen und bewilligen? Im ZGB-Kommentar (Alt-Marin, Knellwolf, Schmidt und Senn, Beobachter Verlag) ist erwähnt, dass die Vergütung praxisgemäss etwa drei Prozent des Bruttovermögens ausmacht (s. 487). Ist dies realistisch? 
Wir haben von Frau K. die ungefähre Auflistung ihrer Stunden verlangt. Wenn wir uns auf diese abstützen und eine Entschädigung von CHF 50.00/Std einsetzen (dies ist der maximale Stunden-Ansatz für Mandatsträger gemäss Richtlinien des Obergerichts des Kantons Aargau), kommen wir nur auf knapp die Hälfte des Betrags, der bei der drei-Prozent-Regelung zur Anwendung käme. Allerdings hat Frau K., die eine bescheidene Person ist, vermutlich nicht alle Stunden aufgeschrieben.

Erwägungen

1. Wenn Frau K. gleichzeitig Beirätin der Erblasserin war und danach als deren Willensvollstreckerin eingesetzt ist, ergibt sich daraus nicht zwingend eine Interessenkollision. Das Problem entsteht dort, wo Frau K. als Vormundin der Universalerbin ihre eigene Schlussrechnung als Beirätin der Mutter auf eine allfällige Verantwortlichkeit hin prüfen muss (Art. 453 Abs. 2 ZGB), und zudem dort, wo die Universalerbin mit der Willensvollstreckerin in rechtsgeschäftliche Beziehung tritt. Diese Interessenkollision bedingt, dass dieser behinderte Tochter in der Nachlassangelegenheit ihrer Mutter entweder ein Kollisionsbeistand ernannt wird, oder aber dass die Vormundschaftsbehörde anstelle dieses Beistandes handelt, wenn die Sache einfach und rasch lösbar ist (Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N 59 zu Art. 361 und N 36 zu Art. 392 ZGB). 

2. Die Entschädigung der Willensvollstreckerin richtet sich nicht nach Vormundschaftsrecht (Art. 416 und 417 Abs. 2 ZGB), sondern ausschliesslich nach Erbrecht (Art. 517 Abs. 23 ZGB). Aus diesem Grund sind die Vorgaben des Aargauer Obergerichts zur Mandatsentschädigung von vormundschaftlichen Mandatsträgern hier auch nicht von Belang.

a. Nach der bundesgerichtlichen Praxis (BGE 129 I 330) hat die Vergütung des Willensvollstreckers im Sinne von Art. 517 Abs. 3 ZGB ausschliesslich nach den Bestimmungen des Bundesrechts zu erfolgen, aufgrund welcher sie objektiv im Verhältnis zu den erbrachten Leistungen zu ermitteln ist; sie darf weder pauschal allein nach Massgabe des Wertes der Erbschaft bestimmt werden, noch nach dem Kriterium, ob der Willensvollstrecker Notar ist oder nicht.

b. Sie ist angemessen, wenn sie dem Zeitaufwand entspricht, welcher nachzuweisen ist, und wenn dabei Verantwortung, Komplexität und Wert des Nachlasses berücksichtigt worden sind (BGE 78 II 123; BSK ZGB II-Karrer N 27 ff. zu Art. 517; CHK-H.R. Künzle N 67 zu Art. 517-518 ZGB). 

c. In vielen Kantonen bestehen Tarife, diese betreffen aber in der Regel Notare und Anwälte. Was die 3 % anbelangt, wird in der Lehre angenommen, bei grösseren Nachlässen sei eine Honorierung über dieser Grenze kaum denkbar (CHK-Künzle, a.a.O.).

d. Konkret wird im vorliegenden Fall der Vertretungsbeistand der Universalerbin oder die Vormundschaftsbehörde mit der Willensvollstreckerin eine angemessene Entschädigung vereinbaren, wenn diese im Testament der Erblasserin nicht fixiert worden ist. Falls sich keine Einigung finden liesse, wäre das Honorar im Rahmen eines ordentlichen Zivilprozesses durch den Richter festzulegen (BSK-ZGB II Karrer, N 34 zu Art. 517; CHK-Künzle, N 92 zu Art. 517-518 ZGB).


3. Fazit: Die Entschädigung der Willensvollstreckerin richtet sich nicht nach vormundschaftsrechtlichen Direktiven des Obergerichts und kann nicht wie bei der vormundschaftlichen Mandatsentschädigung durch behördliche Verfügung bestimmt werden, sondern sie wird von der Willensvollstreckerin entweder aufgrund der Vorgaben im Testament in Rechnung gestellt, oder – wenn solche fehlen – mit den Erben beziehungsweise deren Vertretern (hier entweder ein Kollisionsbeistand oder die Vormundschaftsbehörde als ad-hoc-Beistand) vereinbart. Dabei darf die Entschädigung durchaus Berufstarifen entsprechen, sie muss aber angemessen sein im Sinne der oben beschriebenen Kriterien. Mangels Einigung müsste die Willensvollstreckerin beim Gericht eine Forderungsklage gegen den Nachlass einreichen. Das wird hier nicht zur Diskussion stehen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 13. Mai 2008
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